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Das Landgericht Berlin hat am 9. Dezember 2021 (Aktenzeichen: 16 O 297/21) in
einem von den neun in der ARD zusammengeschlossenen öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten angestrengten Verfahren eine einstweilige Verfügung
erlassen, die die Übernahme von Programmausschnitten der ARD durch einen
Privatsender wegen Verstößen gegen das Urheberrecht teilweise für rechtswidrig
erklärt. 

Hintergrund der rechtlichen Auseinandersetzung ist, dass der private Sender BILD
TV, der erst seit August 2021 durch den Axel Springer Verlag betrieben wird, in
seinem „BILD LIVE“-Programm Programmausschnitte aus der auf öffentlich-
rechtlichen Sendern ausgestrahlten Wahlberichterstattung übernommen hatte.
Am Tag der deutschen Bundestagswahl, dem 26. September 2021, hatte BILD TV
über die Wahl, Entwicklungen im Vorfeld und aktuelle Hochrechnung in seiner
Sendung „Es geht um Deutschland! Wahl 2021“ berichtet. In einer Länge von
insgesamt etwa 13 Minuten wurden in der Sendung Programmausschnitte aus der
parallel im Programm der ARD laufenden Berichterstattung übernommen. Das
erfolgte teilweise – etwa bei der Präsentation der ersten Prognosen und
Hochrechnungen des Wahlausgangs – live durch Einblenden des TV-Signals der
öffentlich-rechtlichen Sender in der BILD TV-Sendung und teilweise durch
zeitversetzte Einspieler. Dabei wurden unter anderem Grafiken der ARD
eingeblendet, ein dort geführtes Interview mit dem CDU-Generalsekretär gezeigt
sowie Ausschnitte aus der „Berliner Runde“ übernommen, in der
Parteivorsitzende und Spitzenkandidaten der im Bundestag vertretenen Parteien
diskutierten. Eine Zustimmung der ARD lag hierfür nicht vor. Die öffentlich-
rechtlichen Sendeanstalten beriefen sich daher sowohl auf eine Verletzung
urheberrechtlicher Leistungsschutzrechte als auch teilweise auf die Verletzung
des wettbewerbsrechtlichen Nachahmungsschutzes und gingen im Wege des
einstweiligen Rechtsschutzes gegen BILD TV vor. BILD TV wies die Vorwürfe
zurück und argumentierte in Bezug auf die nichtlizensierte Übernahme des
Bildmaterials damit, dass es sich bei der Bundestagswahl um einen
zeithistorischen Moment handele. In diesem Zusammenhang sei die „Berliner
Runde“ ein nachrichtliches Ereignis von überragender Bedeutung, das zwar von
ARD und ZDF als beitragsfinanzierter Rundfunk zentral veranstaltet werde, aber
auch für Menschen relevant sei, die sich am Wahlabend auf anderem Wege
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informieren möchten. Eine Übernahme der Ausschnitte mit klarem Quellenverweis
und einer Auseinandersetzung mit dem Gezeigten sei daher über die
Gemeinwohlschranken des Urheberrechts gerechtfertigt. 

Das LG Berlin gab dem Antrag der ARD teilweise statt. Die zeitgleiche Übernahme
eines Ausschnittes aus dem Programm der ARD, der die Prognose und die erste
Hochrechnung enthielt, in das Programm von „BILD LIVE“ stelle eine Verletzung
der Leistungsschutzrechte dar, die § 87 des deutschen Urheberrechtsgesetzes
(UrhG) Sendeunternehmen gewährt. Die Übernahme sei dabei auch nicht unter
dem Gesichtspunkt einer Berichterstattung über Tagesereignisse (§ 50 UrhG) und
auch nicht als urheberrechtlich zulässiges Zitat (§ 51 UrhG) gerechtfertigt
gewesen, da die Grenzen des hiernach Zulässigen überschritten worden seien. 

In Bezug auf das zeitversetzt übernommene Interview handele es sich jedoch um
eine zulässige Berichterstattung über Tagesereignisse nach § 50 UrhG, die sich in
dem durch den Zweck gebotenen Umfang bewegt habe und daher eine
Übernahme der Programmausschnitte auch ohne Genehmigung rechtfertige.  Den
geltend gemachten wettbewerbsrechtlichen Anspruch wies das Gericht im
Übrigen mit der Begründung zurück, dass es sich bei den in der ARD
zusammengeschlossenen Rundfunkanstalten im konkreten Fall nicht um
Mitbewerber von BILD TV i. S. d. Wettbewerbsrechts handele und es daher bereits
an einer Anspruchsbefugnis fehle.  Wegen der Einzelheiten der Gründe für diese
Entscheidung müssen die schriftlichen Urteilsgründe abgewartet werden, die noch
nicht vorliegen.

Landgericht Berlin, Pressemitteilung vom 9.12.2021

https://www.berlin.de/gerichte/presse/pressemitteilungen-der-ordentlichen-
gerichtsbarkeit/2021/pressemitteilung.1156051.php
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